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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(15. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Städtebaubericht 1975 
— Drucksache 7/3583 — 

A. Problem 

Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundestag den Städte- 
baubericht 1975 zur Unterrichtung zugeleitet, nachdem sie erst- 
mals im Jahre 1970 einen Städtebaubericht (Drudcsadie VI/1497) 
vorgelegt hatte. Der Städtebaubericht erweitert die bisherigen 
Analysen, zeigt absehbare Entwicklungen auf und stellt die 
städtebaulichen Maßnahmenbereiche des Bundes dar. 


B. Lösung 

Der Bericht enthält für die Arbeit des Deutschen Bundestages, 
die Länderparlamente und die Gemeinden notwendige und 
wichtige Entscheidungshilfen. Die Bundesregierung wird er- 
sucht, weitere städtebauliche Berichte vorzulegen. 

Einstimmiger Beschluß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht der Abgeordneten Dr. Klein (Stolberg), Vahlberg 


1. Der Städtebaubericht 1975 der Bundesregierung 
— Drucksache 7/3583 — , dem Deutschen Bundes- 
tag zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers 
vom 29. April 1975 — 1/4 (111/3) — 841000 — Ste 
2/75 — , wurde dem Ausschuß für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau sowie dem Innenaus- 
schuß mit Schreiben des Präsidenten des Deut- 
schen Bundestages vom 4. Juni 1975 gemäß § 76 
Abs. 2 der Geschäftsordnung überwiesen. Der 
Innenausschuß befaßt sich auf seiner Sitzung 
vom 2. Oktober 1975 mit der Vorlage. Der feder- 
führende Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau behandelt den Städtebaubericht 
1975 auf seinen Sitzungen vom 23. Oktober und 
26. November 1975. 

2. Der vorliegende zweite Städtebaubericht 1975 
der Bundesregierung baut auf den ersten Städte- 
baubericht 1970 — Drucksache VI/1497 — auf, 
den die Bundesregierung in der VL Legislatur- 
periode dem Deutschen Bundestag einer Ankün- 
digung in der Regierungserklärung vom 28. Ok- 
tober 1969 entsprechend noch vor der Verab- 
schiedung des Städtebauförderungsgesetzes zu- 
geleitet hatte. Zuvor hatte der Bundesminister 
für Städtebau und Wohnungswesen im Jahre 
1969 erstmals aus der Sicht des Bundes in einem 
Bericht die Lage der Städte und Gemeinden dar- 
gestellt. 

In einem Entschließungsantrag zu dem Städte- 
baubericht 1970 vom 16. Dezember 1971 hielt 
der damalige Ausschuß für Städtebau und Woh- 
nungswesen eine methodische Fortentwicklung 
des Berichts für erforderlich und ersuchte die 
Bundesregierung, für 1973 einen w^eiteren Be- 
richt vorzulegen. Wegen der vorzeitigen Auf- 
lösung des VI. Deutschen Bundestages konnte die- 
ser Vorlagetermin jedoch nicht mehr eingehalten 
werden. 

3. Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau begrüßt den Städtebaubericht 1975, der 
die Entschließung des Ausschusses für Städtebau 
und Wohnungswesen vom 16. Dezember 1971 
aufgreift, als eine insgesamt zutreffende und 
realistische Darstellung und Analyse der gegen- 
wärtigen Lage der Städte und Gemeinden vor 
dem Hintergrund der seit dem ersten Städte- 
baubericht 1970 eingetretenen ökonomischen, so- 
zialen und gesellschaftlichen Entwicklungen. Der 
Ausschuß verkennt dabei nicht, daß der Bericht 
angesichts der Gesamtthematik und unter dem 
Aspekt der Zuständigkeit des Bundes weder auf 
alle anstehenden aktuellen Probleme in dem 
wünschenswerten Maße eingehen noch alle an- 
gesprochenen Probleme bis in alle Einzelheiten 
etwa von Ursache und Verantwortung für eine 
sogenannte Krise der Stadt mit allgemeingültigen 


Lösungsrezepten darstellen konnte. Der Aus- 
schuß betrachtet es als seine Aufgabe und die der 
kommunalpolitisch Verantwortlichen in den Län- 
dern und Gemeinden, die Daten, Analysen und 
sonstigen Angaben des Berichtes auszuwerten 
und politisch umzusetzen. Den Zweck des Be- 
richtes, dafür Entscheidungsgrundlagen und Ent- 
scheidungshilfen anbieten zu wollen, sieht der 
Ausschuß als erfüllt an, auch wenn er insgesamt 
eine bessere und breitere Datenbasis für wün- 
schenswert gehalten hätte. Nach Ansicht der 
CDU/CSU ist in dem Bericht zudem die spezi- 
fische Situation der mittleren und kleineren 
Städte nicht hinreichend deutlich dargestellt. 

Der Städtebaubericht 1975 ist im Zusammenhang 
mit dem Raumordnungsbericht 1974 — Druck- 
sache 7/3582 — sowie dem Bundesraumordnungs- 
programm — Drucksache 7/3584 — zu sehen, die 
der Ausschuß gleichzeitig auf seiner Sitzung am 
23. Oktober 1975 beraten hat. 

4. Im einzelnen befaßte sich der Ausschuß mit der 
im Bericht dargestellten Situation des Woh- 
nens und der Wohnungsbaupolitik, mit den Aus- 
wirkungen der Verkehrsprobleme auf die Stadt- 
entwicklung, mit der Versorgung der Städte mit 
sozialer Infrastruktur, mit den Faktoren und 
Tendenzen einer zunehmenden sozialen Segre- 
gation der Wohnbevölkerung und nicht zuletzt 
mit den Erfahrungen aus der Anwendung des 
Städtebauförderungsgesetzes sowie den daraus für 
die anstehende Novelierung des Bundesbauge- 
setzes (Drucksache 7/2496) zu ziehenden Folge- 
rungen. Der Ausschuß bezog insoweit den Bericht 
des Bundesministers für Raumordnung, Bauwe- 
sen und Städtebau über den Vollzug des Städte- 
bauförderungsgesetzes — Az. RS III 7 — 702072 
— (1975) — (Schriftenreihe des BMBau 02.004) 
in seinen Beratungen ein. 

Zu dem Bereich der Wohnungspolitik, dem der 
Ausschuß insgesamt von seiner Aufgabenstel- 
lung her einen hohen Stellenwert einräumt, hält 
er es einmütig für notwendig, die trotz des rech- 
nerisch ausgeglichenen Wohnungsbestandes noch 
weiterhin bestehenden erheblichen räumlichen 
und sozialen Disparitäten in der Wohnungsver- 
sorgung abzubauen. Als das Hauptinstrument 
zur Erreichung dieses Zieles ist nach wie vor 
der soziale Wohnungsbau anzusehen, der des- 
halb künftig stärker auf die Versorgung der tat- 
sächlich sozial benachteiligten Gruppen mit be- 
darfsgerechtem und preislich angemessenem 
Wohnraum zuzuschneiden ist. Besorgt zeigte sich 
der Ausschuß in diesem Zusammenhang über die 
Mietenentwicklung im sozialen Wohnungsbau. 

Neben der Fortführung des sozialen Wohnungs- 
baues sieht der Ausschuß einen weiteren woh- 
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nungspolitischcn Schvverpunkt in der Wohnungs- 
modernisierung, die er gleichzeitig für geeignet 
hält, in verstärktem Maße dem Interesse nach 
einer Erhaltung der Städte und der überkomme- 
nen Stadtstrukturen Rechnung zu tragen. Dabei 
gilt es nach Ansicht des Ausschusses vor allem 
auch, der zunehmenden Segregation sowohl der 
Wohnbevölkerung wie auch des Kleinhandels 
und Kleingewerbes in den Innenstadtgebieten 
und der dadurch begünstigten Bildung einseitiger 
Sozialstrukturen entgegenzuwirken, die in den 
Großstädten zu einer einseitigen Belastung der 
verbleibenden, sozialschwächeren Wohnbevöl- 
kerung zu führen droht. 

Der Ausschuß beabsichtigt, diese Problematik im 
Zusammenhang mit der bevorstehenden Bera- 
tung eines Wohnungsmodernisierungsgesetzes 
erneut aufzugreifen. 

Im Hinblick: auf die Wechselwirkung von Sied- 
lungsentwicklung und Motorisierung begrüßt der 
Ausschuß die Absicht der Bundesregierung, künf- 
tig stärker den Personennahverkehr zu fördern. 

Skeptisch beurteilt der Ausschuß die Prognosen 
über den in dem Bericht festgestellten künftigen 
jährlichen Wohnungsbedarf zwischen 400 000 und 
450 000 neuen Wohnungen. 

Soweit in dem Bericht aus der geschilderten 
städtebaulichen Problematik Konsequenzen für 
die Fortentwicklung des Bau- und Bodenrechts 
gefordert werden, wird darauf verwiesen, daß 
der Ausschuß die Beratungen der Novelle zum 
Bundesbaugesetz (Drucksache 7/2496) weitgehend 
abgeschlossen hat. So ist bereits einvernehmlich 
beschlossen, das Planungsrecht der Gemeinden 
und ihre Möglichkeiten zur Planverwirklichung 


und Plandurchsetzung zu verbessern und zu ver- 
stärken. Die CDU/CSU hält freilich die bisheri- 
gen Erfahrungen aus der Anwendung des Städte- 
bauförderungsgesetzes nicht für ausreichend, um 
daraus für die Novellierung des Bundesbauge- 
setzes bereits verbindliche Schlußfolgerungen 
ziehen zu können. 

5. Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hält die Vorlage weiterer städtebau- 
licher Berichte für notwendig. In einem vom 
Ausschuß einstimmig gebilligten Entschließungs- 
antrag soll deshalb die Bundesregierung ersucht 
werden, die Datenbasis des Berichts weiter aus- 
zubauen und nach Möglichkeit die Themenbe- 
reiche jeweils auf Themen von aktueller Bedeu- 
tung und auf die Berichterstattung über die woh- 
nungs- und städtebaulichen Aktivitäten des Bun- 
des zu konzentrieren. Neben den in dem Ent- 
schließungsantrag genannten Punkten sind u. a. 
die Verschiedenartigkeit der Probleme von Städ- 
ten und Gemeinden unterschiedlicher Größe und 
Struktur sowie die Auswirkungen der Gebiets- 
reform weitere Themen, auf die nach Ansicht des 
Ausschusses in dem nächsten Städtebaubericht 
eingegangen werden sollte. Im übrigen hält es der 
Ausschuß für wünschenswert, wenn der nächste 
Bericht auch nähere Angaben über die verschie- 
denen Wanderungsbewegungen und Wande- 
rungsverluste in den Städten, über die städte- 
baulichen Folgerungen von Nacht und Schicht- 
arbeit und über die Abstimmung von Bauleit- 
und Verkehrsplanung enthält. 

Der Ausschuß empfiehlt dem Deutschen Bundes- 
tag einstimmig, den sich aus der Anlage ergeben- 
den Entschließungsantrag anzunehmen. 


Bonn, den 26. November 1975 


Dr. Klein (Stolberg) Vahlberg 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Städtebaubericht 1975 der Bundesregierung — Drucksache 7/3583 — zur 
Kenntnis zu nehmen; 

2. folgende Entschließung anzunehmen: 

Der Bericht enthält wichtige Entscheidungshilfen für die künftige Arbeit des 
Deutschen Bundestages, der Länderparlamente und der Gemeinden. Der Deut- 
sche Bundestag ersucht die Bundesregierung, die Datenbasis des Berichts wei- 
ter auszubauen und zu prüfen, ob sich künftige städtebauliche Berichte der 
Bundesregierung nicht jeweils auf begrenzte Themenbereiche von aktueller 
Bedeutung konzentrieren sollten; insbesondere auf 

1. Konsequenzen der gegenwärtigen und künftigen Rahmenbedingungen des 
Städte- und Wohnungsbaues, 

2. Berichterstattung über Ergebnisse und Erfahrungen aus der Anwendung 
des Städtebauförderungsgesetzes, aus der Durchführung von Demonstrativ- 
Bauvorhaben und Modernisierungsprogrammen sowie von Studien und 
Modellvorhaben. 


Bonn, den 26. November 1975 


Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


Dr. Schneider 

Dr. Klein (Stolberg) 

Vahlberg 

Vorsitzender 

Berichterstatter 



4 



